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Vorwort 
Diese Kommission, die wir für unsere geschätzten Delegierten vorbereitet 
haben, ist ein ‘historisches Neuschreiben’ Komitee, das die politische, 
wirtschaftliche und militärische Lage Deutschlands nach dem Zweiten 
Weltkrieg behandelt. Es wird gelegentlich diplomatisch ausgerichtet sein, aber 
wenn gewünscht, kann es auch zu einem Konfliktfeld werden. In dieser Phase 
des 20. Jahrhunderts, die vielleicht eine der wichtigsten in der Geschichte ist, 
werdet ihr, die Delegierten, die bedeutenden politischen Identitäten in West- und 
Ostdeutschland nach 1945 vertreten. Ihr werdet die Transformation 
Deutschlands in der Anfangsphase des Kalten Krieges, die man auch als die 
erste Front bezeichnen könnte, leiten. Ihr werdet über die Zukunft eures eigenen 
Landes sowie über die ideologischen und militärischen Spannungen zwischen 
den USA und der UdSSR entscheiden können. Viel Erfolg… 

 

Historischer Hintergrund 

Zerstörung durch den Zweiten Weltkrieg 

Zerstörung der Infrastruktur: Alliierten Bombenangriffe hinterließen Städte wie 
Berlin, Hamburg und Dresden nahezu in Trümmern. Industrieanlagen, 
Wohnhäuser, Verkehrsnetze und Versorgungsinfrastrukturen wurden verwüstet, 
was große Teile der Bevölkerung von grundlegenden Annehmlichkeiten 
abhängte. 

Politisches Vakuum: Mit der Zerschlagung der Nazistrukturen und dem Fehlen 
einer nationalen Regierung befand sich Deutschland in politischem Chaos. Die 
lokale Führung war entweder handlungsunfähig oder entfernt worden, wodurch 
die Bevölkerung verwundbar und führungslos war. 

Verlust von Menschenleben und soziale Umwälzungen: Etwa 5,3 Millionen 
deutsche Soldaten und rund 1,8 Millionen Zivilisten starben, Millionen weitere 
wurden verletzt oder vertrieben. Viele, die überlebten, litten unter 
Mangelernährung, Krankheiten und psychischen Traumata durch den Krieg. 

 

 



Alliierte Besatzung und Teilung Deutschlands 

Besatzungszonen: Jede der vier alliierten Mächte (USA, UdSSR, Großbritannien 
und Frankreich) kontrollierte eine bestimmte Zone, wobei Berlin selbst trotz 
seiner Lage in der sowjetischen Zone geteilt war. 

Alliierter Kontrollrat: Der Kontrollrat wurde gegründet, um die gemeinsamen 
Besatzungspolitiken zu verwalten. Er wurde jedoch schnell blockiert, da 
Spannungen, insbesondere zwischen den USA und der UdSSR, auftraten, die 
beide versuchten, Deutschland nach ihrem ideologischen Modell zu gestalten. 

Die Nürnberger Prozesse (1945-1946) 

Ein bedeutender Versuch, Nazi-Führer zur Rechenschaft zu ziehen. Die 
Nürnberger Prozesse setzten Präzedenzfälle für internationales Recht und die 
Verfolgung von Kriegsverbrechen. Dies markierte auch den Beginn von 
Deutschlands Auseinandersetzung mit seinen Kriegsvergehen, was sowohl die 
Politik der Alliierten als auch die Selbstreflexion der deutschen Gesellschaft 
beeinflusste. 

 

Politische Teilung und Regierung 

Westliche Besatzung und Demokratischer Übergang 

Nach der Niederlage Deutschlands im Jahr 1945 wurde das Land in vier 
Besatzungszonen aufgeteilt, die jeweils von den Alliierten – den Vereinigten 
Staaten, der Sowjetunion, dem Vereinigten Königreich und Frankreich – 
kontrolliert wurden. Jede Besatzungsmacht war verantwortlich für die 
Verwaltung ihrer Zone, mit dem Ziel, Deutschland zu entmilitarisieren, den 
Nationalsozialismus zu beseitigen und eine Demokratisierung zu fördern. 
Allerdings nahm die politische Lage zwischen den Alliierten schnell einen 
anderen Verlauf, und das gemeinsame Ziel einer vereinten Nation wurde 
zunehmend durch ideologische Differenzen, insbesondere zwischen der 
Sowjetunion und den westlichen Alliierten, herausgefordert. 

 

 



Die amerikanische, britische und französische Zone: 

In den westlichen Zonen begannen die Alliierten, Deutschland als eine 
demokratische, kapitalistische Gesellschaft wiederaufzubauen. Besonders die 
USA spielten eine entscheidende Rolle bei der Gestaltung der 
Regierungsstrukturen des Westens. 

Die westlichen Alliierten initiierten demokratische Reformen, gründeten lokale 
demokratische Institutionen und ermutigten zur politischen Beteiligung, mit dem 
Ziel, eine Regierung zu schaffen, die mit den westlichen europäischen Werten 
übereinstimmte. Zu diesen Reformen gehörte die Gründung neuer politischer 
Parteien und die Förderung freier Wahlen. 

Der Marshall-Plan von 1948 stellte erhebliche Finanzhilfen für die westlichen 
Zonen zur Verfügung und förderte den Wiederaufbau und die wirtschaftliche 
Erholung. Diese Hilfe wurde jedoch nicht den sowjetischen Zonen gewährt, was 
die Kluft zwischen Ost und West weiter vertiefte. 

Die westlichen Alliierten führten auch demokratische Bildungsprogramme ein, 
um den Deutschen zu helfen, ihr politisches Denken vom autoritären 
Nationalsozialismus hin zu demokratischen Idealen zu ändern. 

Konrad Adenauer und die Gründung der Bundesrepublik Deutschland 
(BRD): 

Die Gründung Westdeutschlands im Jahr 1949 (offiziell als Bundesrepublik 
Deutschland, oder BRD bekannt) markierte einen entscheidenden Moment in 
der politischen Teilung Deutschlands. Konrad Adenauer, der erste Kanzler der 
Bundesrepublik, war eine zentrale Figur bei der Förderung der Errichtung einer 
parlamentarischen Demokratie im Westen. 

Adenauers Regierung war stark pro-westlich orientiert und strebte an, 
Westdeutschland in die NATO und die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG) zu integrieren. Seine Außenpolitik war darauf ausgerichtet, 
Westdeutschlands Platz im westlichen Block zu sichern, besonders im 
Gegensatz zum wachsenden Einfluss der Sowjetunion in Osteuropa. 

Adenauer spielte auch eine entscheidende Rolle im „Wirtschaftswunder“ der 
Bundesrepublik, bei dem dank amerikanischer Hilfe, wirtschaftlicher Reformen 
und eines starken Exportmarktes eine rasche wirtschaftliche Erholung stattfand. 



Die BRD war durch eine parlamentarische Demokratie geprägt, in der der 
Kanzler die Exekutivgewalt innehatte, und der Bundestag (das Parlament) eine 
legislative Aufsicht führte. Dieses System sollte den Aufstieg des 
Autoritarismus verhindern und zog Lehren aus dem Nazi-Regime. 

Sowjetische Kontrolle und sozialistische Transformation 
im Osten 
Im krassen Gegensatz zu den westlichen Zonen setzte die Sowjetunion eine 
sozialistische Transformation in ihrer besetzten Zone um, die später zur 
Deutschen Demokratischen Republik (DDR) wurde. Die Sowjetunion strebte an, 
im Osten eine kommunistische Regierung zu etablieren, die als Pufferstaat 
gegen den kapitalistischen Westen dienen sollte. 

Der Aufstieg der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands (SED): 

Die Sozialistische Einheitspartei Deutschlands (SED), eine aus der Vereinigung 
der Kommunistischen Partei Deutschlands (KPD) und der Sozialdemokratischen 
Partei Deutschlands (SPD) hervorgegangene kommunistische Partei, wurde zur 
führenden Partei in der DDR. Walter Ulbricht, ein prominenter kommunistischer 
Führer, wurde der Chef der Regierung. 

Die SED setzte eine zentralisierte Kontrolle über alle Bereiche der Regierung 
um, wobei das sowjetische Modell der Regierung strikt eingehalten wurde. Dies 
bedeutete die Verstaatlichung der Industrie, die Kollektivierung der 
Landwirtschaft und einen starken Fokus auf staatlich gelenkte 
Wirtschaftsplanung. 

Die Stasi (die Geheimpolizei der DDR) wurde gegründet, um die Bevölkerung 
zu überwachen und abweichende Meinungen zu unterdrücken. Die Stasi spielte 
eine entscheidende Rolle bei der Aufrechterhaltung der Macht des Regimes, 
indem sie Opposition kontrollierte, Bürger ausspionierte und gegen 
mutmaßliche regierungsfeindliche Aktivitäten vorging. 

In Bezug auf die Regierungsführung war die DDR offiziell eine 
Volksdemokratie, aber in Wirklichkeit war sie eine Einparteien-Diktatur, die 
von der SED-Führung kontrolliert wurde, mit allen politischen 
Oppositionsparteien, die verboten oder stark eingeschränkt wurden. 

 



Der sowjetische Einfluss: 

Der sowjetische Einfluss in der DDR war tiefgreifend, da die Sowjetunion 
versuchte, die DDR in den sozialistischen Block zu integrieren. Die Sowjetunion 
transferierte erhebliche Mengen an Ressourcen aus der DDR in die Sowjetunion, 
einschließlich Industrieanlagen, Materialien und Fachkräften, um den 
sowjetischen Wiederaufbau zu unterstützen. 

Im Gegenzug halfen die Sowjets, eine hochgradig zentralisierte Wirtschaft in 
der DDR zu schaffen, in der der Staat Produktion und Verteilung kontrollierte, 
und die politische Macht in den Händen der SED-Führung konzentriert war. Die 
sowjetische Militärpräsenz blieb bedeutend, da sowjetische Truppen in der DDR 
stationiert waren, um Ordnung zu wahren und eine mögliche Revolte oder 
äußere Bedrohungen abzuwehren. 

Politische Unterdrückung und Dissens: 

Die DDR war von politischer Repression geprägt. Während die Regierung 
zunächst eine gewisse Kooperation mit nicht-kommunistischen Kräften suchte, 
hatte die SED bis Anfang der 1950er Jahre ihre Macht vollständig konsolidiert, 
und Dissens wurde brutal unterdrückt. 

1953 kam es zu einem Arbeiteraufstand in der DDR, der jedoch von der 
Regierung mit Hilfe sowjetischer Truppen blutig niedergeschlagen wurde. Der 
Aufstand war eine Reaktion auf harte Arbeitsbedingungen, wirtschaftliche Not 
und die wachsende Autorität der Regierung. 

Die Berlin-Blockade und der Beginn des Kalten Krieges 

Die Berlin-Blockade (1948–1949): 

Eine der ersten großen Krisen im Nachkriegsdeutschland war die Berlin-
Blockade. Als Reaktion auf die Einführung einer neuen Währung (der 
Deutschen Mark) in Westdeutschland blockierte die Sowjetunion alle Land- und 
Wasserwege nach Westberlin, das vollständig in der sowjetischen 
Besatzungszone lag. 

Die Sowjets hofften, die westlichen Alliierten zu zwingen, ihre Bemühungen zur 
Wiederaufbau Westberlins aufzugeben und die Wiedervereinigung Deutschlands 
unter sowjetischer Einflussnahme zu fordern. 



Als Reaktion darauf starteten die westlichen Alliierten die Luftbrücke, eine 
massive Operation, bei der sie Westberlin fast ein Jahr lang mit Gütern 
versorgten. Der Erfolg der Luftbrücke lieferte nicht nur lebenswichtige Hilfe für 
Westberlin, sondern symbolisierte auch den Widerstand der westlichen 
Alliierten, ihre Präsenz in der Stadt aufzugeben. 

Die Blockade endete 1949, aber sie hatte einen bleibenden Einfluss auf die 
Teilung Deutschlands und Berlins und zementierte Berlins Status als 
Brennpunkt des Kalten Krieges. 

Die Festigung der Teilung: 

Nach der Berlin-Blockade wurde die Teilung Deutschlands dauerhaft. 
Westdeutschland wurde als demokratischer, kapitalistischer Staat gegründet, 
während Ostdeutschland als sozialistischer Staat unter sowjetischem Einfluss 
etabliert wurde. 

Der Kalte Krieg begann in dieser Zeit in aller Deutlichkeit, und Deutschland 
wurde zu einer geteilten Nation im ideologischen Konflikt. Die Berliner Mauer, 
die 1961 errichtet wurde, sollte später Berlin in Ost- und Westberlin physisch 
trennen und wurde zum ikonischen Symbol der Teilung des Kalten Krieges. 

 

Rekonstruktion und wirtschaftliche 
Herausforderungen im Nachkriegsdeutschland 

Wirtschaftliche Verwüstung und Knappheit 

Die deutsche Wirtschaft war durch die Zerstörungen des Krieges stark betroffen. 
Städte wie Berlin, Hamburg und Dresden wurden durch alliierte 
Bombenangriffe fast vollständig zerstört. Industrielle Einrichtungen wurden 
verwüstet, das Verkehrsnetz war lahmgelegt, und ganze Regionen waren ohne 
die notwendigen Mittel, um auch nur die grundlegendsten Lebensbedürfnisse zu 
decken. 

 

 

 



Zerstörte Industriebasis: 

Die deutsche Industrie, die während des Krieges eine wichtige Rolle gespielt 
hatte, wurde während der Bombenangriffe stark getroffen. Fabriken und 
Produktionsstätten wurden zerstört oder schwer beschädigt, was dazu führte, 
dass die Wirtschaft nicht in der Lage war, ausreichend Güter zu produzieren, um 
die Bedürfnisse der Bevölkerung zu decken. 

Der Verlust der industriellen Infrastruktur, insbesondere in Schlüsselstädten wie 
Essen (dem Zentrum des Ruhrgebiets), führte zu massivem Arbeitslosigkeit. 
Dies hinderte die Wirtschaft daran, sich schnell zu erholen, da viele Arbeiter 
keinen Arbeitsplatz fanden und die Produktionskapazitäten weitgehend nicht 
vorhanden waren. 

Ressourcenknappheit: 

Mit einer zerrütteten Wirtschaft waren grundlegende Güter wie Nahrung, 
Kleidung und Brennstoffe knapp. Die meisten der Bevölkerung waren auf 
Rationen angewiesen, die von den Besatzungsmächten bereitgestellt wurden, 
aber diese reichten nicht aus, um selbst die grundlegendsten Bedürfnisse zu 
decken. 

Viele Menschen waren auf Schwarzmärkte angewiesen, um an Waren zu 
kommen, wobei essentielle Produkte wie Lebensmittel und Brennstoffe zu 
überhöhten Preisen gehandelt wurden. Der Mangel an stabiler Währung und die 
Inflation führten dazu, dass das Geld an Wert verlor, was die wirtschaftliche 
Erholung zusätzlich erschwerte. 

Arbeitslosigkeit und soziale Not: 

Nach dem Krieg war die Arbeitslosigkeit extrem hoch. Die Demontage der 
Kriegsindustrie hinterließ Millionen von Menschen ohne Arbeit. Zudem führte 
der Krieg zu einer massiven Vertreibung von Menschen, einschließlich 
Millionen von Flüchtlingen und Vertriebenen aus Osteuropa. Diese Gruppen 
verschärften die ohnehin schon angespannte Lage in den sozialen Einrichtungen 
und im Wohnungswesen. 

Das soziale Gefüge des Landes war tief erschüttert, mit weit verbreiteter Armut, 
Unterernährung und Krankheiten. Viele Deutsche litten unter psychischen 
Traumata durch die Schrecken des Krieges, den Verlust von Angehörigen, die 
Vertreibung und die Zerstörung ihrer Häuser. 



Der Marshallplan und die wirtschaftliche Erholung im 
Westen 

Die Rolle des Marshallplans (1948): 

Die USA spielten eine entscheidende Rolle bei der wirtschaftlichen Erholung 
Westeuropas, einschließlich Westdeutschlands, durch den Marshallplan, der 
1947 angekündigt und 1948 umgesetzt wurde. Der Plan sah umfangreiche 
wirtschaftliche Hilfen für europäische Länder vor, um ihnen beim Wiederaufbau 
nach dem Krieg zu helfen. Die USA boten finanzielle Unterstützung, sowie 
Rohstoffe, Lebensmittel und Industriematerialien, um den Wiederaufbau zu 
beschleunigen. 

Westdeutschland erhielt unter der Führung seiner neuen Regierung etwa 1,4 
Milliarden Dollar Hilfe, was maßgeblich zur Stabilisierung der Wirtschaft 
beitrug. Der Marshallplan half, die Infrastruktur wieder aufzubauen, die 
Industrien zu revitalisieren und die Arbeitsproduktivität zu steigern. 

Die wirtschaftliche Unterstützung war nicht nur in Form von Finanzmitteln, 
sondern umfasste auch die Übertragung von modernen Industrietechniken, 
Fachwissen und Schulungsprogrammen, die dazu beitrugen, die deutsche 
Industrie zu modernisieren. Dies legte den Grundstein für das 
“Wirtschaftswunder” der 1950er Jahre. 

Auswirkungen des Marshallplans auf Westdeutschland: 

Die westdeutsche Wirtschaft begann sich schnell zu erholen, unterstützt durch 
wirtschaftliche Reformen wie Währungsstabilisierung und einer 
marktwirtschaftlich orientierten Wirtschaft. 1948 wurde die Deutsche Mark 
eingeführt, um die Reichsmark zu ersetzen, die durch die Inflation und den 
Krieg entwertet worden war. Dies half, die Wirtschaft zu stabilisieren und das 
Vertrauen der Bevölkerung in die Währung wiederherzustellen. 

Die Marshallplan-Mittel wurden verwendet, um Schlüsselsektoren wie Energie, 
Verkehr und Produktion wiederaufzubauen. Infolgedessen wuchs die industrielle 
Produktion mit einer nie dagewesenen Geschwindigkeit, und die Infrastruktur 
des Landes wurde schnell wiederhergestellt. 

 

 



Westdeutschlands Integration in das westliche Wirtschaftssystem: 

Westdeutschland wurde ein wichtiger Akteur in der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG), die später zur Europäischen Union (EU) 
wurde. Die Integration Westdeutschlands in dieses breitere Wirtschaftssystem 
trug dazu bei, seine Wirtschaft weiter zu stärken, da es Zugang zu einem 
größeren, integrierten Markt für Waren und Dienstleistungen erhielt. 

Die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) im 
Jahr 1951, der Westdeutschland, Frankreich und andere europäische Länder 
angehörten, half, die deutsche Wirtschaft in das größere westliche System zu 
integrieren. 

Wirtschaftliche Schwierigkeiten in der DDR 
Während die USA und ihre Alliierten stark in Westdeutschland investierten, 
folgte Ostdeutschland unter sowjetischer Kontrolle einem ganz anderen 
wirtschaftlichen Kurs. Die Sowjetunion stellte hohe Forderungen an die DDR, 
um Kriegsreparationen zu leisten, was den Wiederaufbau erheblich erschwerte. 

Sowjetische Reparationen und Ressourcenausbeutung: 

Die Sowjetunion forderte Kriegsreparationen von der DDR in Form von 
Industrieanlagen, Rohstoffen und technologischen Wissen, die aus dem Land 
abgeführt wurden. Dies ließ Ostdeutschland nur begrenzte Ressourcen, um die 
eigene Wirtschaft wieder aufzubauen. 

Infolgedessen litt Ostdeutschland unter schwerer wirtschaftlicher 
Unterentwicklung, da ein Großteil seiner Wirtschaft darauf ausgerichtet war, die 
sowjetische Kriegswirtschaft zu unterstützen und nicht in eine nachhaltige zivile 
Infrastruktur zu investieren. 

Mangel an Investitionen und schlechte Wirtschaftsplanung: 

Das sowjetisch auferlegte wirtschaftliche Modell in Ostdeutschland beruhte auf 
einer zentralisierten, staatlich kontrollierten Wirtschaft, bei der die Regierung 
Produktionsziele setzte und alle wirtschaftlichen Aktivitäten verwaltete. Die 
Abwesenheit von Marktwirtschaft führte jedoch zu Ineffizienz und einem 
Mangel an Innovation in vielen Bereichen. 

 



Die Wirtschaft der DDR litt auch unter mangelnden Investitionen in 
Schlüsselbereiche wie Landwirtschaft, Technologie und Konsumgüter. Obwohl 
es eine gewisse industrielle Entwicklung gab, wurden die Ressourcen des 
Landes in erster Linie von der Sowjetunion abgezogen. 

Ostdeutschlands Abhängigkeit von der Sowjetunion: 

Ostdeutschland war wirtschaftlich abhängig von der Sowjetunion und anderen 
sozialistischen Ländern für Handel, Technologie und Unterstützung. Der 
Marshallplan, der Westdeutschland zugutekam, war Ostdeutschland verwehrt 
geblieben, was zu einem erheblichen Nachteil im Vergleich zum Westen führte. 
Der Mangel an kapitalistischen Investitionen und marktwirtschaftlichen 
Reformen führte dazu, dass Ostdeutschland eine weitaus langsamere Erholung 
erlebte. 

Die Entstehung der Deutschen Demokratischen Republik (DDR): 

Die DDR, die 1949 gegründet wurde, stand unter strenger Kontrolle der 
Sozialistischen Einheitspartei (SED), die einen sozialistischen Staat mit 
zentraler Wirtschaftsplanung anstrebte. Dennoch waren die wirtschaftlichen 
Bedingungen in den ersten Jahren der DDR hart, da das Land Schwierigkeiten 
hatte, sich selbst zu versorgen. 

Trotz dieser Herausforderungen erzielte die DDR in einigen Bereichen, 
insbesondere in der Industrieproduktion, Fortschritte. Der Abstand zwischen 
Ost- und Westdeutschland blieb jedoch in den 1950er Jahren und darüber hinaus 
erheblich. 

Die Währungsreform von 1948 

Einführung der Deutschen Mark: 

Eine der entscheidenden Maßnahmen zur Stabilisierung der westdeutschen 
Wirtschaft war die Währungsreform von 1948. Die Einführung der Deutschen 
Mark ersetzte die Reichsmark, die durch Hyperinflation und Kriegsfolgen 
massiv entwertet war. Diese Reform half, das Vertrauen der Bevölkerung in die 
Währung wiederherzustellen und legte den Grundstein für die wirtschaftliche 
Erholung im Westen. 

 



Die Währungsreform stabilisierte die Märkte und belebte den Handel. Sie sorgte 
dafür, dass die Wirtschaft in Westdeutschland wieder aufwuchs, da die Inflation 
eingedämmt wurde und Unternehmen sowie Konsumenten zu einer stabileren 
Währung zurückkehrten. 

Sofortige Auswirkungen auf den Handel und die Industrie: 

In Westdeutschland erlebte die Industrie einen regelrechten Aufschwung, als 
neue Produktionskapazitäten aufgebaut wurden und durch die Stabilisierung der 
Währung wieder ein funktionierender Binnenmarkt entstand. Dies wurde durch 
den Marshallplan weiter unterstützt, der Westdeutschland mit Kapital und 
Rohstoffen versorgte. 

Die Währungsreform half nicht nur dabei, die Produktion von Konsumgütern 
und Industriegütern zu steigern, sondern ermöglichte auch eine stärkere 
Integration Westdeutschlands in die globalen Märkte. Exportorientierte 
Industrien begannen zu florieren, und Westdeutschland wurde zunehmend zu 
einem wirtschaftlichen Zentrum in Europa. 

Westdeutschlands Wirtschaftswunder 

Wirtschaftswunder in den 1950er Jahren: 

Westdeutschland erlebte nach der Währungsreform und der Einführung der 
Deutschen Mark ein rapides wirtschaftliches Wachstum, das später als 
„Wirtschaftswunder“ bezeichnet wurde. In den Jahren 1950 bis 1960 
verzeichnete die westdeutsche Wirtschaft eine durchschnittliche Wachstumsrate 
von etwa 8 %, eine der höchsten in Europa. 

Der Wiederaufbau wurde durch verschiedene Faktoren begünstigt, darunter der 
Zufluss von Marshallplan-Hilfen, Investitionen aus dem Ausland, eine starke 
Arbeitskraft und der Aufbau moderner industrieller Produktionsmethoden. Dies 
führte zu einem enormen Anstieg der Produktivität in der deutschen Industrie. 

 

 

 

 



Wirtschaftliche Herausforderungen in der DDR 
(Fortsetzung) 

Langsame Erholung und Strukturprobleme: 

Während Westdeutschland von einem raschen Aufschwung profitierte, hatte 
Ostdeutschland unter sowjetischer Kontrolle mit erheblichen wirtschaftlichen 
Problemen zu kämpfen. Der Mangel an industriellen Investitionen und die auf 
Zentralplanung basierende Wirtschaftspolitik verhinderten eine schnelle 
Erholung. 

Der Mangel an Rohstoffen und die wiederholte Ausbeutung der DDR für 
sowjetische Reparationen führten dazu, dass Ostdeutschland in den ersten Jahren 
nach dem Krieg stark von der Sowjetunion abhängig war. Diese wirtschaftliche 
Abhängigkeit belastete die DDR und hinderte das Land daran, in der gleichen 
Geschwindigkeit wie Westdeutschland zu wachsen. 

Planwirtschaft und staatliche Kontrolle: 

Die DDR folgte einer planwirtschaftlichen Struktur, die eine strenge staatliche 
Kontrolle über alle Wirtschaftsbereiche beinhaltete. Im Gegensatz zu 
Westdeutschland, das marktwirtschaftliche Prinzipien übernahm, setzte die 
DDR auf zentralisierte Wirtschaftsplanung. Dies führte zu Ineffizienz, da die 
Produktionsziele oft zu starr waren und wenig Platz für Innovation oder 
marktwirtschaftliche Anpassungen ließen. 

Auch die künstliche Inflationsbekämpfung in der DDR und die starke 
Subventionierung von Waren führten zu strukturellen Problemen, die die 
Wirtschaft lähmten. Als Resultat konnte die DDR weder in der Produktion noch 
im Konsum mit Westdeutschland mithalten. 

Währungsreform und ihre Auswirkungen auf die DDR 

DDR und die Einführung einer neuen Währung: 

Während Westdeutschland 1948 mit der Einführung der Deutschen Mark seine 
Währung stabilisierte, musste auch die DDR später eine eigene Währung 
einführen, die Mark der Deutschen Demokratischen Republik (M-Mark). 
Allerdings geschah dies erst 1961 und in einem viel kleineren Rahmen als die 
westdeutsche Währungsreform. 



Die Einführung der M-Mark war eine Reaktion auf die Instabilität der alten 
Währung und half, die innerwirtschaftliche Krise zu lindern. Sie trug jedoch 
nicht dazu bei, die wirtschaftliche Entwicklung der DDR langfristig zu 
stabilisieren, da die zentralisierte Planwirtschaft weiterhin zu erheblichen 
Ineffizienzen führte. 

Militärische und Sicherheitsstrategien 
Entmilitarisierungsbemühungen: 

Die Alliierten verfolgten zunächst die Politik, Deutschland vollständig zu 
entwaffnen, um künftige militärische Bedrohungen zu verhindern. Die 
Wehrmacht wurde aufgelöst und die Alliierten überwachten die deutsche 
Industrie streng, um die Einhaltung der Entmilitarisierung zu gewährleisten. 

Als die Spannungen im Kalten Krieg jedoch zunahmen, wurden die USA und 
seine Verbündeten überlegten den strategischen Wert Deutschlands, vor allem 
Westdeutschland, um dem sowjetischen Einfluss in Europa entgegenzuwirken. 

Sowjetische Militärpräsenz in Ostdeutschland: 

Ostdeutschland wurde zu einem wichtigen sowjetischen Außenposten, in dem 
große Mengen sowjetischer Truppen stationiert waren, um eine NATO-
Erweiterung zu verhindern. Diese sowjetische Präsenz beeinflusste die Politik 
der DDR erheblich und unterdrückte jeden Widerstand. 

NATO und Warschauer Pakt: 

1949 wurde die NATO gegründet, und Westdeutschland trat ihr 1955 bei, was 
die westliche Ausrichtung Deutschlands signalisierte. Die UdSSR reagierte 1955 
mit der Gründung des Warschauer Paktes und ordnete Ostdeutschland ihren 
osteuropäischen Verbündeten zu. 

 

 

 

 

 



Soziale Probleme und Flüchtlingskrise 
Vertreibungen und Flüchtlinge: 

Millionen von ethnischen Deutschen, die aus Osteuropa vertrieben worden 
waren, kamen nach dem Krieg nach Deutschland, was zu einer humanitären 
Krise führte. Überfüllte Lager, unzureichender Wohnraum und Mangel an 
Ressourcen prägten diese Zeit. Diese Zuwanderung belastete die bereits 
begrenzten Ressourcen und führte zu politischen und sozialen Spannungen. 

Umerziehung und Entnazifizierung: 

Die alliierten Streitkräfte führten Entnazifizierungsprogramme durch, um Nazi-
Einflüsse aus dem öffentlichen Leben zu entfernen, ehemalige Nazi-Beamte zu 
bestrafen und Propaganda zu zerschlagen. Gleichzeitig förderten sie in 
Westdeutschland demokratische Werte. 

Öffentliche Gesundheit und soziale Stabilität: 

Mangelernährung, Krankheiten und schlechte öffentliche 
Gesundheitsbedingungen waren weit verbreitet, da Krankenhäuser und Kliniken 
überlastet waren. Die sozialen Strukturen Deutschlands wurden erheblich 
geschwächt, und die Kriminalitätsraten stiegen aufgrund von Armut und 
Verzweiflung. 

Entstehung des Kalten Krieges und globale 
Allianzen 
Alliierte Spannungen und ideologische Teilung: 

Die unterschiedlichen Ziele der USA und der UdSSR machten Deutschland zu 
einem Brennpunkt des Kalten Krieges. Die westlichen Alliierten strebten an, 
Westdeutschland in ein demokratisches, kapitalistisches Europa zu integrieren, 
während die UdSSR versuchte, Ostdeutschland als sozialistischen Verbündeten 
und Pufferstaat gegen westliche Mächte zu etablieren. 

 

 

 



Gründung des COMECON (1949): 

Als Antwort auf den Marshallplan gründete die Sowjetunion den Rat für 
gegenseitige Wirtschaftshilfe (COMECON), einen sozialistischen Handelsblock, 
der auch Ostdeutschland umfasste. Diese Vereinbarung förderte die Integration 
Ostdeutschlands in den sowjetischen Wirtschaftsraum und die Zusammenarbeit 
mit anderen sozialistischen Ländern. 
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